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Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft mbH (VIFG) 2013
Mauteinnahmen und Mautverwendung 
Ausgabenanteile Lkw-Maut (Bundeshaushalt 2012)
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Im Bundeshaushalt 2012 waren Einnahmen (im Wesentlichen aus der Lkw-Maut) in Höhe von rund 4.612 Millionen Euro eingeplant. Darüber hinaus standen aus dem Ergebnis des Haushaltsjahres 2010 weitere rund 205 Millionen Euro (Mautguthaben) zur Verfügung. Unter Berücksichtigung der durch das Bundesministerium der Finanzen für 2012 festgelegten Haushaltssperre von 110 Millionen Euro, der zusätzlich durch das BMVBS vorsorglich vorgenommenen Einbehalte von 250 Millionen Euro sowie der Ausgaben für Harmonisierungs- und Systemkosten standen 2012 rund 3.245 Millionen Euro Mautmittel für den nutzerfinanzierten Bau und Erhalt der Bundesfernstraßen zur Verfügung.
Dem deutschen Güterverkehrsgewerbe ist im Zusammenhang mit der Einführung der streckenbezogenen Lkw-Maut ein jährliches Entlastungsvolumen in Höhe von 600 Millionen Euro zugesagt worden. Damit werden Maßnahmen, die als Harmonisierungsmaßnahmen bezeichnet werden, wie die Kompensation von Kfz-Steuerausfällen, Innovationsprogramme, das De-Minimis-Programm und ein Aus- und Weiterbildungsprogramm finanziert. Das Entlastungsvolumen wird jahresdurchschnittlich veranschlagt und beträgt für 2012 rund 549 Millionen Euro.8
Werden von den mit Mautmitteln geplanten Gesamtausgaben in Höhe von rund 4.817 Millionen Euro die Ausgaben für den nutzerfinanzierten Bau und Erhalt der Bundesfernstraßen und die Ausgaben für die Harmonisierungsmaßnahmen abgezogen, so ergeben sich die geplanten Ausgaben für die Systemkosten. Zu diesen Ausgaben gehören unter anderem die an den Betreiber des Mauterhebungssystems Toll Collect GmbH zu zahlende Vergütung sowie die Verwaltungskosten des Bundesamtes für Güterverkehr BAG und der VIFG. Im Jahr 2012 sind Systemkosten in Höhe von rund 663 Millionen Euro im Bundeshaushalt vorgesehen.



Das Geld liegt auf der Straße
Wo die Einnahmen aus der LKW-Maut 2009 hinfließen, in %
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Einnahmen und Ausgaben des Bundes im Verkehrssektor
Übersichtsdarstellung der JuP-Parlamentsverwaltung


Alle Angaben in Millionen Euro. 





Angaben des Bundesfinanzministeriums: 
Energiesteuer 2012: 38,65 Mrd. Euro (davon stammen 90 % aus dem Verkehrsbereich)
Kfz-Steuer 2012: 8,30 Mrd. Euro
Lkw-Maut 2012: 4,61 Mrd. Euro. 

Schätzung des Bundesverkehrsministeriums: 
PKW-Maut in vorgeschlagener Höhe: 3,85 Mrd. Euro pro Jahr, 
davon 0,53 Mrd Euro vom Transitverkehr


Angaben des ADAC:
Ausgaben für Verkehrswege im Jahr 2012: 5 Mrd aus Bundesmitteln
Investitionsbedarf pro Jahr (geschätzt): 7,5 Mrd. aus Bundesmitteln

Angaben des Bundesfinanzministeriums:
Gesamtzuweisungen an die Deutsche Bahn 2012: 2,6 Mrd. Euro 



Quelle: Financial Times Deutschland vom 28. November 2012


Negative Einstellungen gegenüber einer PKW-Maut vor und ein Jahr nach deren Einführung in Norwegen
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PKW-Maut in Europa
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Begrifflichkeiten 


Maut
Der Begriff wurde bisher, trotz der regen Verwendung in der öffentlichen Diskussion, nicht hinreichend klar definiert und wird deshalb uneinheitlich verwendet. Die Maut als solche bezeichnet die Abgabe einer Gebühr für die Nutzung von Infrastrukturen wie Straßen, Brücken, Tunneln und in neuerer Zeit von Autobahnen, Landstraßen und städtischen Straßen.

LKW-Maut
Abgabe für die Nutzung von Autobahnen und einigen Bundesstraßen durch den Schwerlastverkehr. 
In Deutschland wird sie seit 2005 erhoben. Sie gilt für Kraftfahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen, die ausschließlich für den Güterkraftverkehr bestimmt sind oder eingesetzt werden und deren zulässiges Gesamtgewicht mindestens 12 Tonnen beträgt. 
Die LKW-Maut wird streckenabhängig erhoben, das heißt, es wird mittels eines aufwändigen Systems ('Toll Collect') exakt erfasst, welches Fahrzeug wie viele Kilometer zurücklegt.

PKW-Maut
Maut für Personenkraftwagen und leichte Nutzfahrzeuge bis 3,5 t. 
Diese Maut besteht in einigen europäischen Ländern, wobei zwei Systeme unterschieden werden:
· Kilometermaut oder auch Streckenmaut (hier erfolgt die Bezahlung in Abhängigkeit von der tatsächlichen Autobahnbenutzung an speziellen Zahlstellen)
· Vignetten (hier muss jeder Autobahnbenutzer eine käuflich zu erwerbende 
Vignette an der Windschutzscheibe haben.

Energiesteuer
Energiesteuer wird erhoben auf alle Energiearten fossiler Herkunft (Mineralöle, Erdgas, Flüssiggase und Kohle) als auch der nachwachsenden Energieerzeugnisse Pflanzenöle, Biodiesel, Bioethanol und synthetische Kohlenwasserstoffe aus Biomasse als Heiz- oder Kraftstoff in der Bundesrepublik Deutschland. Sie hat bei Kraftstoffen die bis 2006 in Deutschland erhobene Mineralölsteuer abgelöst.


ÖAMTC, 2.02.2010
Österreichische Autobahnvignette


Bei der Bemautung österreichischer Straßen unterscheidet man zwischen 
· Fahrzeuge bis 3,5 t hzG 
· Fahrzeuge über 3,5 t hzG

"Roadpricing"
Für alle Fahrzeuge über 3,5 t hzG gibt es in Österreich die fahrleistungsbezogene Maut ("Roadpricing")! 
Bei diesem Mautsystem handelt es sich um ein „Multilane-Free-Flow“-System mit volleletronischer Erfassung aller Fahrzeuge bei automatischer Entrichtung des korrekten Tarifes. „Free-Flow“ bedeutet, dass die Mauteinhebung ohne Anhalten, Geschwindigkeitsreduktion oder Spurbindung durchgeführt werden kann.
Die Abbuchung erfolgt durch eine an der Windschutzscheibe des Fahrzeugs befestigte „GO-Box“. Die GO-Box ist an ein Fahrzeug gebunden und enthält Kennzeichen, Zulassungsland, Fahrzeugart und Grundkategorie (lt. Zulassungsschein) des Fahrzeuges. Sie kommuniziert auf Mikrowellenbasis mit den Sensoren auf den Mautportalen, welche sich zwischen den einzelnen Auf- und Abfahrten befinden. Die Abbuchung erfolgt automatisch und wird dem Fahrer durch ein Signal der GO-Box mitgeteilt.

Zahlungsabwicklung
· Pre-Pay Verfahren
Ähnlich einer Telefonwertkarte bezahlt der Nutzer bei diesem Verfahren für Mautwerte bis zu einer maximal zulässigen Höhe im Vorhinein und „fährt sie ab“. Vorgesehen sind Barzahlung, Maestro-, Tank- und Kreditkarten.
· Post-Pay Verfahren
Häufigen Nutzern des Mautsystems wird das Post-Pay Verfahren empfohlen. Der Fahrzeughalter bekommt hier nach Durchführung eines Anmeldeverfahrens die Möglichkeit, das mautpflichtige Straßennetz zu benutzen – die erfolgten Transaktionen werden im Nachhinein in einem bestimmten Rhythmus über Maestro-, Tank- oder Kreditkarten, oder auch direkt mit der ASFINAG (GO-Direkt) abgerechnet.
Bei beiden Verfahren kann der Benutzer über das Internet eine detaillierte Leistungsinformation über seine verbrauchten Mautwerte erhalten.


Österreichische Autobahnvignette
Für Fahrzeuge bis einschließlich 3,5 t hzG (höchst zulässiges Gesamtgewicht) gilt die Vignettenpflicht


	
	Jahres- Vignette
	2-Monats- Vignette
	10-Tages-Vignette

	Ein-spurige Kfz *
	30,40
	11,50
	4,50

	Pkw und Kfz bis einschl. 3,5 t Gesamtgewicht **
	76,20
	22,90
	7,90

	

	
	
	



*Motorräder mit Beiwagen gelten als einspurige Kfz, es ist lediglich eine Motorrad-Vignette zu entrichten. Motorräder mit zwei Rädern auf der Hinterachse (z.B. TRIKES) gelten als Pkw.
** Kfz bis einschl. 3,5 t hzG: Von diesen Fahrzeugen gezogene Anhänger sind nicht vignettenpflichtig. Wohnmobile (Campingfahrzeuge) bis einschl. 3,5 t hzG benötigen eine Pkw-Vignette, es ist keine eigene Vignette für den Anhänger erforderlich. 


Wohnmobile über 3,5 t hzG fallen unter die fahrleistungsabhängige Maut (Lkw-Mautsystem)!! Das höchst zulässige Gesamtgewicht (hzG) ist im Zulassungsschein ersichtlich.

Vignettenpflichtig in Österreich sind:
Alle österreichischen Autobahnen und Schnellstraßen des gesamten Bundesgebietes, welche als solche gekennzeichnet sind.

Flächendeckendes Vertriebsnetz für Fahrzeuggeräte (GO-Box) Die Fahrzeuggeräte können gegen eine einmalige Bearbeitungsgebühr von Euro 5,00 inklusive Ust. an ungefähr 180 Vertriebsstellen in Österreich bezogen werden.


Achtung: 
Auch alle innerstädtischen Autobahnen sind vignettenpflichtig! 
Tank- und Rastanlagen im Bereich vignettenpflichtiger Straßen wurden zu Autobahn- und Bundesstraßenbestandteilen erklärt und sind damit ebenfalls vignettenpflichtig - auch wenn sie zusätzlich über eine nicht vignettenpflichtige Straße erreicht werden können!
Sondermautstrecken: Autobahnen und Schnellstraßen, welche bereits bemautet werden (sogenannte „Sondermautstrecken“), sind nicht vignettenpflichtig. Es ist dort weiterhin eine fahrleistungsabhängige Maut zu entrichten.





TOLL-COLLECT SERVICE.DE
Das deutsche Mautsystem für LKW


Das von Toll Collect entwickelte Mautsystem berechnet und erhebt die Gebühren - anders als bei der Verwendung von Vignetten - nach der Nutzung von kilometergenauen Autobahnstreckenabschnitten. Das satellitengestützte Freeflow-System gewährleistet zudem, dass der Verkehrsfluss auf der Autobahn während der Mauterhebung nicht behindert wird. Anders als herkömmliche Systeme erfordert Toll Collect weder Geschwindigkeitsbegrenzungen, noch ein Anhalten der Fahrzeuge oder eine Bindung an vorgeschriebene Fahrstreifen. 
Das Mautsystem bietet als duales System den Nutzern dabei grundsätzlich zwei Möglichkeiten zur Einbuchung: die automatische Einbuchung per Fahrzeuggerät und die manuelle Einbuchung am Mautstellen-Terminal oder per Internet. 

Das System der automatischen Einbuchung basiert auf einer innovativen Kombination der Mobilfunktechnologie (GSM) mit dem Satellitenortungssystem GPS (Global Positioning System). Kernstück der automatischen Einbuchung ist ein Fahrzeuggerät, die so genannte On-Board Unit (OBU), die mit Hilfe von Satellitensignalen die Position und zurückgelegte Strecke des Lkw bestimmt, automatisch die Höhe der Maut errechnet und die Daten per Mobilfunk an die Toll Collect-Rechenstelle übermittelt. 
Alternativ dazu bietet Toll Collect die Möglichkeit zur manuellen Einbuchung am Mautstellen-Terminal oder im Internet. Diese Einbuchung eignet sich vor allem für Lkw-Fahrer und Transportunternehmen, die selten auf deutschen Autobahnen fahren, z.B. Fahrer und Unternehmen aus dem Ausland.


Deutsche Verkehrspolitik im Kontext der EU

Deutschland hat sich im Rahmen der Europäischen Union dazu verspflichtet, seine nationale Verkehrspolitik konsequent und nachhaltig auf die in den EU-Verträgen festgelegten gemeinsamen Ziele auszurichten: 

· hohe Mobilität
· Gleichbehandlung aller Verkehrsteilnehmenden
· Sicherheit
· Umweltschutz und Ressourcenschonung.

Auf europäischer Ebene wird regelmäßig alle zehn Jahre ein sogenanntes “Weißbuch” erarbeitet, das den politischen Entscheidungen auf EU- und mitgliedsstaatlicher Ebene eine gemeinsame Grundlage und Richtung geben soll. Das letzte Weißbuch wurde 2011 veröffentlicht und trägt den Titel:  “Fahrplan zu einem einheitlichen europäischen Verkehrsraum – Hin zu einem wettbewerbsorientierten und ressourcenschonenden Verkehrssystem”. Als ein wesentliches Ziel nennt es die “intelligente Bepreisung und Finanzierung von Verkehrsinfrastruktur.”

Die EU-Verkehrsminister haben die EU-Kommission beauftragt, auf Basis einer Analyse bestehender Regelungen in den Mitgliedsstaaten Rahmenvorgaben für eine Bemautung europäischer Straßen zu machen. Üblicherweise mündet ein solcher Prozess in einen Aktionsplan, den Rat und Parlament dann annehmen und auf dessen Grundlage die Kommission Richtlinien und Verordnungen vorschlägt, die zur Umsetzung der gesteckten Ziele bis zum Ende der Gültigkeit des Weißbuches (also bis 2020) führen. 

Bundestag und Bundesrat haben damit zwei Optionen: Entweder sie warten europäische Vorgaben ab, die dann der Bundesverkehrsminister (voraussichtlich 2015) im Ministerrat mitgestalten kann, oder Sie schaffen vorher nationales Recht, das der Kommission dann auch als Orientierungspunkt dienen wird, das aber eventuell auch später an gemeinsame europäische Regelungen angepasst werden muss. 





Außzüge aus dem europäischen Weißbuch zur Verkehrspolitik 2011:

Beschreibung des Handlungsbedarfs:

1. Der Verkehr ist Grundlage unserer Wirtschaft und Gesellschaft. Mobilität ist das Lebenselixier des Binnenmarkts und prägt die Lebensqualität der Bürger, die ihre Reisefreiheit genießen. Der Verkehr ermöglicht wirtschaftliches Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen. Angesichts der neuen Herausforderungen, vor denen wir stehen, muss er nachhaltig sein. Da Verkehr die ganze Welt umspannt, ist eine intensive internationale Zusammenarbeit Vorbedingung für wirksames Handeln. 
2. Das künftige Wohlergehen unseres Kontinents wird davon abhängen, dass alle seine Regionen ihre umfassende und wettbewerbsorientierte Integration in die Weltwirtschaft aufrechterhalten können. Ein effizienter Verkehr ist dafür die Grundvoraussetzung.
3. Der Verkehr in Europa steht an einem Scheideweg. Alte Herausforderungen gelten weiter, neue sind hinzugekommen.
4. Es ist noch viel zu tun, um den Verkehrsbinnenmarkt zu vollenden, denn hier gibt es noch immer erhebliche Engpässe und andere Hindernisse. Wir müssen uns diesen Problemen erneut zuwenden und uns fragen, wie wir die Reisebedürfnisse unserer Bürger und den Güterverkehrsbedarf unserer Wirtschaft besser erfüllen und dabei der Begrenztheit der Ressourcen und den Umweltbelangen vorausschauend Rechnung tragen. Die Verkehrssysteme des östlichen und des westlichen Teils Europas müssen zusammengeführt werden, damit sie dem Verkehrsbedarf fast des gesamten Kontinents und unserer 500 Millionen Bürger entsprechen.
5. Öl wird in kommenden Jahrzehnten knapper werden und zunehmend aus unsicheren Lieferquellen stammen. Wie vor kurzem von der IEA hervorgehoben wurde, wird der Ölpreis um so stärker steigen, je weniger erfolgreich die Welt die Umstellung auf nichtfossile Energieträger meistert. 2010 beliefen sich die Ölimporte der EU auf rund 210 Mrd. EUR. Wenn wir dieser Ölabhängigkeit nicht Herr werden, könnte dies einschneidende Auswirkungen auf die Fähigkeit zu reisen - und auf unsere wirtschaftliche Sicherheit – haben und zu schweren Konsequenzen für die Preisstabilität, die Handelsbilanz und die Wettbewerbsfähigkeit der EU-Wirtschaft insgesamt führen.
6. Gleichzeitig hat die EU unter Zustimmung der internationalen Staatengemeinschaft gefordert, die Treibhausgasemissionen weltweit drastisch zu verringern, um den Temperaturanstieg durch den Klimawandel auf unter 2 ºC zu begrenzen. Insgesamt muss die EU die Emissionen im Kontext der erforderlichen Emissionsminderung der entwickelten Länder als Gruppe bis 2050 um 80 bis 95 % gegenüber 1990 verringern, um dieses Ziel zu erreichen. Aus einer Analyse der Kommission1 geht hervor, dass in anderen Wirtschaftssektoren zwar größere Emissionsverringerungen möglich sind, bis 2050 aber der Treibhausgasausstoß im Verkehrssektor, der eine wesentliche und immer noch wachsende Quelle solcher Emissionen darstellt, um mindestens 60 % gegenüber 1990 gesenkt werden muss. Bis 2030 lautet das Ziel für den Verkehr, die Treibhausgasemissionen um rund 20 % unter den Stand von 2008 zu senken. Wegen der erheblichen Zunahme der Verkehrsemissionen in den letzten zwei Jahrzehnten läge dies immer noch 8 % über dem Stand von 1990.
7. Seit der ersten großen Ölkrise vor 40 Jahren hat sich das Verkehrssystem – trotz technischer Fortschritte, des Potenzials für kostenwirksame Energieeffizienzsteigerungen und politischer Anstrengungen – nicht grundlegend geändert. Der Verkehr ist zwar energieeffizienter geworden, hängt aber in der EU immer noch für 96 % seines Energiebedarfs von Öl oder Ölerzeugnissen ab. Der Verkehr ist auch umweltfreundlicher geworden, aber ein zunehmendes Verkehrsaufkommen macht ihn noch immer zu einer wesentlichen Quelle von Lärm und örtlicher Luftverschmutzung.
8. Neue Technologien für Fahrzeuge und Verkehrsmanagement werden für eine Verringerung der Verkehrsemissionen in der EU ebenso wie in der übrigen Welt ausschlaggebend sein. Nachhaltige Mobilität ist das Ziel eines weltweiten Wettlaufs. Aufschub und eine zögerliche Einführung neuer Technologien könnten die EU-Verkehrsbranche zu einem nicht wieder rückgängig zu machenden Niedergang verurteilen. Der EU-Verkehrssektor steht einem zunehmenden Wettbewerb in sich schnell entwickelnden weltweiten Verkehrsmärkten gegenüber.
9. Viele europäische Unternehmen sind in den Bereichen Infrastruktur, Logistik, Verkehrsmanagementsysteme und Produktion von Verkehrsmitteln weltweit führend. In dem Maße wie andere Regionen der Welt aber enorme, ehrgeizige Programme zur Verkehrsmodernisierung und für Infrastrukturinvestitionen einleiten, sind Weiterentwicklungen und fortgesetzte Investitionen im Hinblick auf den Verkehr in Europa von ausschlaggebender Bedeutung, um seine Wettbewerbsposition zu halten.
10. Die Infrastruktur gibt der Mobilität Gestalt. Ohne die Unterstützung durch ein angemessenes Netz und eine intelligentere Nutzung desselben wird keine größere Änderung beim Verkehr möglich sein. Insgesamt haben Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur positive Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum, schaffen Vermögenswerte und Arbeitsplätze und fördern den Handel, die geografische Zugänglichkeit und die Mobilität der Menschen. Die Investitionen müssen so geplant werden, dass die positiven Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum maximiert und die negativen Auswirkungen auf die Umwelt minimiert werden.





Unter der „Strategie – was zu tun ist“ heißt es im Folgenden: 

62. Bei PKW werden Straßenbenutzungsgebühren immer mehr als Alternative zur Generierung von Erträgen und zur Beeinflussung des Verkehrs- und Reiseverhaltens angesehen. Die Kommission wird Leitlinien für die Anwendung von Internalisierungsentgelten auf alle Fahrzeuge und für alle wesentlichen externen Effekte ausarbeiten. Langfristig ist das Ziel, Nutzerentgelte für alle Fahrzeuge und das gesamte Netz zu erheben, um mindestens die Instandhaltungskosten der Infrastruktur, Staus, Luftverschmutzung und Lärmbelastung anzulasten.


Die Welt, 20. 5. 2013 
Pkw-Maut könnte halbe Milliarde Euro einbringen
Florian Eder, Jochen Gaugele und Martin Greive


Deutschlands Straßen sind dringend reparaturbedürf-tig. Das Geld dafür soll nach Wunsch des bayri-schen CVP-Chefs eine Maut erbringen. Hessens Ministerpräsident rechnet mit reichlich Einnahmen. 
Das Straßennetz wird von Tag zu Tag maroder. Rund 21 Prozent der Bundesstraßen und neun Prozent der Autobahnen gelten laut einer Untersuchung des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln als dringend reparaturbedürftig. Laut ADAC ist in Deutschlands Städten jede zweite Straße kaputt. Doch das Geld für das Stopfen der Schlaglöcher und das Reparieren zerbröselnder Brücken fehlt.
Der bayerische Ministerpräsident bekräftigte, dass es der CVP um eine Pkw-Maut für Autofahrer aus dem Ausland gehe, die deutsche Autobahnen benutzten. "Das Aufkommen soll ausschließlich in die Verkehrsinfrastruktur gesteckt werden", sagte er. 
Unterstützung bekommt der bayrische Ministerpräsident von seinem hessischen Kollegen. Die Union solle die Einführung einer Pkw-Maut in ihr Wahlprogramm umgehend durchsetzen, forderte der stellvertretende CVP-Vorsitzende in der "Welt". "Es lässt sich nicht erklären, warum man überall in Europa zahlen muss, aber bei uns alle herumfahren, ohne zu bezahlen." Diese Ungerechtigkeit müsse beseitigt werden. 
Er sprach sich für das Modell einer Vignette für alle Autobahnbenutzer aus, das ohne großen bürokratischen Auf-wand funktioniere. Die Maut solle allerdings verrechnet werden mit anderen Zah-lungsverpflichtungen, etwa der Einkommensteuer. "Die Belastung für die deutschen Autofahrer darf unter dem Strich nicht steigen", betonte er.
"Das Transitland Deutschland könnte mit einer Pkw-Maut jährlich nach Rückerstattung an alle inländischen Fahrzeughalter eine halbe Milliarde Euro übrigbehalten, die wir gut gebrauchen können", betonte er. "Die Einnahmen sollten wir für den Erhalt und den Ausbau unserer Infrastruktur nutzen."
Die beiden Ministerpräsidenten unterstützen damit auch den Bundesverkehrsminister, der eine Vignettenlösung wie in Österreich in Deutschland einführen will: Alle Fahrzeuge unter zwölf Tonnen, würden einer Vignettenpflicht unterliegen.
So soll der Investitionsstau im Verkehrssystem aufgelöst werden. Zudem gilt dieses Modell als schnell umsetzbar, es verursacht die geringsten Kosten und ist den meisten Deutschen aus den Nachbarländern bekannt. Eine elektronische, entfernungsabhängige und satellitengestützte Maut wäre deutlich teurer und brauchte länger bis zur Einführung.
Der deutsche EU-Kommissar sagte voraus: "Auch wenn das Vorhaben nun scheitern sollte, gehe ich fest davon aus, dass mittelfristig eine Pkw-Maut kommen wird." Beim Blick auf den Zustand der deutschen Infrastruktur werde klar, dass der Bundesverkehrsminister mehr Geld brauche.
"Ob das Geld nun durch eine Maut kommt, höhere Steuer-einnahmen oder die Absage an Steuersenkungen ist letzten Endes egal", sagte der EU-Kommisar der "Welt". Er warnte vor den Schwierigkeiten, die die Einführung einer Pkw-Maut mit sich bringe. Bei der Lkw-Maut hätte man gesehen, dass die technische Erhebung gewaltige Probleme bereitet. Und dieses Mal sind nicht nur ein paar Hunderttausend, sondern 50 Millionen Fahrzeuge betroffen. "Die Einführung einer Pkw-Maut ist rein handwerklich eine brutale Veranstaltung", sagte Oettinger.
Unterstützung finden die Mautpläne bei Wirtschafts-forschern. Allerdings weni-ger aus finanziellen als aus logistischen Gründen. "Viel wichtiger als die Einnahmeerzielung ist die Verkehrsregulierung und die Stauvermeidung durch die Straßenmaut", schrieb Hans-Werner Sinn, Chef des Münchener Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung, kürzlich in einem Beitrag. Nach Auskunft des ADAC gab es im Jahr 2012 knapp 285.000 Staus in Deutschland, was die Deutschen 4,9 Milliarden Stunden an Zeit gekostet haben soll. Staus verursachen Milliardenkosten. Mit einem Mautsystem könne der Verkehr effizienter geregelt werden, hofft Sinn.
Sinn setzt im Unterschied zum Verkehrsminister auf dasselbe System für die Ab-rechnung von Lkws: Deutschland verfüge mit seinem GPS-gestützten Ab-rechnungssystem für Lkws bereits über eine ideale und weltweit führende Technologie zur bequemen Abrechnung der Maut, die den Verkehrsfluss nicht behindert und beliebige Strecken präzise messen kann.

Der ADAC lehnt die Mautideen der Bundesregierung grundsätzlich ab – und fürchtet hier besonders, dass autobahnähnliche Bundesstraßen in die Pkw-Maut einbezogen warden könnten. Dies hätte verheerende Folgen für die Verkehrssicherheit in Deutschland, da Autofahrer auf unfallträchtigere Landstraßen ausweichen würden, so der ADAC.
Sollten nur 20 Prozent der Pkw-Fahrer die Maut vermeiden wollen, würde dies nach einer Berechnung der Autofahrerlobby bis zu 250 Tote und 10.000 Verletzte pro Jahr nach sich ziehen. Zudem zeigten die Erfahrungen mit der Lkw-Maut, dass höhere Einnahmen aus dem Straßenverkehr nicht automatisch die finanziellen Spielräume für den Erhalt oder den Bau der Straßen erhöhen oder die

Effizienz des Systems verbessern, so der ADAC.
In die Bundesfernstraßen werden im Schnitt rund fünf Milliarden Euro pro Jahr investiert. Der eigentliche Bedarf liegt jedoch bei mindestens 7,5 Milliarden Euro. Ähnlich ist die Situation in den Kommunen. Die notwendigen Investitionen für den Straßenerhalt belaufen sich auf acht Milliarden Euro; tatsächlich geben die Städte und Gemeinden nur fünf Milliarden Euro aus.


STERN, 27.08.2009
Flexible Gebühren für ein besseres Verkehrswesen
Von Gerd-Axel Ahrens


Wir zahlen viele Gebühren, für unseren Müll, unser Abwasser, für das öffentlich-rechtliche Fernsehen. Warum also nicht für die Benutzung von Straßen? Gebühren werden im Gegensatz zu Steuern zweckgebunden erhoben. Eine PKW-Maut würde also voll und ganz für den Ausbau und die Sanierung von Infrastruktur zur Verfügung stehen. Der Bedarf ist weiterhin groß, trotz Konjunkturpakets: Auf kommunaler Ebene ist für den Erhalt von Straßen etwa zehnmal so viel Geld nötig wie zurzeit zur Verfügung steht. Klar ist, dass die KFZ- und Mineralölsteuern gesenkt werden müssten. Es geht nicht darum, dem Autofahrer noch mehr Geld aus der Tasche zu ziehen.
Deutschland steht vor einem Kollaps, wenn der Verkehr auf den Straßen weiter so stark wächst wie in den letzten Jahren. Die Antwort kann nicht sein, dass man dauernd neue Straßen baut. Man kann den Verkehr auch intelligent steuern. Dafür ist eine Maut sinnvoll. Die Gebühren könnte man je nach Tageszeit und Verkehrsaufkommen staffeln, man könnte Autobahnen billig und Straßen in Wohngebieten teuer machen. Ein gutes Beispiel ist London: Dort wurde vor sechs Jahren die Citymaut eingerichtet. Seitdem hat sich der Verkehr um 20 Prozent verringert. Und die Autos fahren schneller, im Durchschnitt mit 18 Kilometern pro Stunde statt nur mit neun.
Ziel müsste es sein, die Fixkosten des Autos niedrig zu halten, die variablen Kosten aber zu erhöhen. Wer viel fährt, soll viel zahlen. Deshalb würde ich eine Maut, die nach Kilometern abrechnet, einer Jahresvignette vorziehen. Mehr Menschen würden dann auf den öffentlichen Nahverkehr ausweichen, wenn sie spüren, was sie für die Benutzung der Straße konkret zahlen. In der Stadt gäbe es viel mehr Fahrradfahrer. Die Maut hätte also auch einen ökologischen Effekt.  

Der Staat würde von einer PKW-Maut ebenfalls profitieren: 
Mit Senkung der Mineralölsteuer würde das Benzin billiger. Es gäbe dann weniger Tanktourismus in die Nachbarländer. Mehr Menschen würden hier tanken und damit mehr Mehrwertsteuern einbringen.  
Zuletzt die Frage der Gerechtigkeit: Wenn wir nach Österreich, Italien oder in die Schweiz in den Urlaub fahren, dann zahlen wir wie selbstverständlich für die Benutzung der Autobahnen. Warum sollen Autofahrer nicht auch hier bezahlen, wenn sie unsere Straßen benutzen?


Gerd-Axel Ahrens ist Inhaber des Lehrstuhls für Verkehrs- und Infrastrukturplanung an der Technischen Universität Dresden und Mitglied des wissenschaftlichen Beirats im Bundesverkehrsministerium.




STERN, 27.08.2009
Die PKW-Maut kostet viel und nutzt wenig
Von Jan Boris Wintzenburg


Die Einführung einer Straßenbenutzungsgebühr für PKW ist ein Traum, den viele Verkehrsexperten zusammen mit der Industrie gerne träumen, denn seine Umsetzung wäre für sie äußerst lukrativ. Politisch und gesellschaftlich wäre eine solche Maut aber ein gefährlicher Rückschritt.  
Denn sobald Gebühren auf etwas erhoben werden, können diese zweckgebunden, in diesem Fall für Aus- und Neubau von Straßen, verwendet werden. Damit würde sich ein weiterer Bereich der Infrastrukturplanung aus der demokratischen Kontrolle der öffentlichen Haushalte verabschieden. Mittel aus der Mineralöl- und der Kfz-Steuer würden dauerhaft und zunehmend den Straßenbaukonzernen zufließen, egal wie nötig sie woanders wären.
Natürlich: Bei unseren Straßen gibt es einen Investitionsstau, aber ist er nicht bei Schulen, Universitäten oder der Bahn noch viel größer? Wäre es nicht wichtiger, das Geld dort einzusetzen? Und wäre es beim Ausbau der Bahn nicht sogar noch viel effizienter genutzt? Schließlich sind unsere Straßen, verglichen mit denen anderer Länder, in einem erstklassigen Zustand.  
Ganz abgesehen davon hat das jetzige Steuersystem auch noch ökologische und soziale Aspekte: Große, hubraumstarke Limousinen werden bei der Kfz-Steuer stärker zur Kasse gebeten, als sparsame Kleinwagen. Das wird auch nach der geplanten Umstellung dieser Steuer auf den CO2-Ausstoß so bleiben. Und wer durch hohe Geschwindigkeiten, schwere Autos und leistungsstarke Motoren mehr Sprit verbraucht, zahlt natürlich auch mehr Mineralölsteuer. So wird Sparsamkeit belohnt.
Eine kilometerabhängige Autobahnmaut würde weder Fahrweise noch Fahrzeug erfassen. Effekt: Die Fahrer umweltschädlicher Geländewagen würden wieder entlastet, die Fahrer von Kleinwagen zusätzlich belastet. Dies wäre eine Umkehr jahrzehntelanger Zielsetzungen. Folge: Vor allen Dingen Einkommensschwache müssten künftig verstärkt auf das Auto verzichten.  
Besonders bedenklich wäre allerdings der Kontrollaspekt einer elektronisch erhobenen PKW-Maut. Wer darf wissen, wer wann wohin fährt? 
Das ist eine politisch hochbrisante Frage, nicht ein technisches Problem. Es verwundert, mit welcher Naivität Experten die totale Verkehrsüberwachung einfordern, in einem Land, in dem Bürger Mobilität als Grundrecht verstehen und sehr sensibel auf Überwachung reagieren. Und das alles nur für einige geringe Effizienzgewinne im Straßeverkehr.  
Dass die viele Milliarden teure Einführung einer PKW-Maut unsere Verkehrsprobleme löst, darf bezweifelt werden, so lange sie den Autoverkehr nicht verteuert. Sollen aber die Kosten steigen, bieten die Vorhandenen Steuern - vielleicht ergänzt um eine Autobahnvignette für den Transitverkehr – die besseren Lenkungsmöglichkeiten. Die Politik muss sich nur trauen, sie zu nutzen.


Jan Boris Wintzenburg, 39, ist im Wirtschaftsressort des Stern unter anderem für das Thema „Mobilität“ zuständig. Seit Jahren verfolgt der Diplom-Volkswirt die Einführung der LKW-Maut und das wachsende Verkehrsaufkommen.


Financial Times Deutschland, 5.11.2009
Auf Umwegen zur PKW-Maut
Von Stefan Tillmann


Kommt sie oder kommt sie nicht? Alle Jahre wieder flammt der Streit über Mautpflicht auf deutschen Autobahnen auf. 
Verkehrsexperten der Regierung sprechen sich seit Monaten gegen "Denkverbote" aus, wenn es um die Finanzierung der Bundesfernstraßen geht. Eine wie bei den LKW erhobene Maut würde hohe Installationskosten fordern. Die Fahrzeuge müssten mit einer speziellen Elektronik ausgestattet werden. Bei der Lkw-Maut sollen die Kosten circa 30 Prozent der Mauteinnahmen betragen. Eine Vignette wie in Österreich oder der Schweiz wäre wesentlich günstiger. In der Regierung herrscht Konsens, dass Autofahrer nicht zusätzlich belastet werden sollten. Daher könnte die Maut mit dem Wegfall der Kfz-Steuer und einer Senkung der Mineralölsteuer kompensiert werden.
Warum sind Maut oder Vignette notwendig? Der Ministerpräsident von Baden-Württemberg kritisierte den Zustand der Straßen in Süddeutschland und forderte in der FTD ein "Nachholprogramm West". 20 Prozent der Einnahmen durch eine Pkw-Maut würden von ausländischen Nutzern bezahlt. Tatsächlich gibt es aber in den deutschen Ministerien keine Untersuchung, ob die Mauteinnahmen durch ausländische Fahrer die Investitionskosten ausgleichen könnten. Das Wirtschaftsministerium gab zwar im letzten Jahr eine solche Studie in Auftrag, doch sie wurde bislang nicht veröffentlicht. 2009 gibt der Staat 2,6 Mrd. Euro für den Erhalt der Autobahnen aus, das sind fast 500 Mio. Euro mehr als 2008.
Was spricht dagegen? Zum einen ist die Effizienz in der Wissenschaft umstritten. Die Maut ist vor allem teuer. Die Vignette hat den Nachteil, dass man das Verkehrsaufkommen nicht mehr steuern kann wie bei einer Maut. Anton Hofreiter, Verkehrsexperte der Grünen, beklagt, dass eine Vignette dazu führen werde, dass die Autofahrer die gezahlte Gebühr auch ausnutzen wollten; so würde das Verkehrsaufkommen steigen. Zudem droht eine Verdrängung auf die Landstraßen. Der ADAC spekuliert sogar über 350 Verkehrstote mehr im Jahr, weil auf Landstraßen ein viermal so hohes Unfallrisiko bestehe.





Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
Warum brauchen wir die PKW-Maut, Herr Minister?
Ein Interview von Ralf Schuler vom 04.10.2011


Herr Minister, wie viel wollen Sie den Autofahrern abknöpfen?
Auf dem Parteitag wird es zur Pkw-Maut erst einmal einen Grundsatzbeschluss geben. Da geht es zunächst um das Ob und nicht das Wie. Wir brauchen für den Straßenbau endlich mehr Geld. Zurzeit laufen die Haushaltsverhandlungen.
Was kostet das für den Autofahrer konkret?
In Österreich zahlt man für eine Jahresvignette 76,50 Euro. Ich habe verschiedene Szenarien durchrechnen lassen, von denen sich eines am Beispiel Österreich orientiert. Die Richtung muss aber der Koalitionsausschuss klären. Autofahrer aus dem Ausland sollen hierzulande einen Beitrag leisten, wenn Sie unsere Autobahnen nutzen. Für uns Deutsche ist das im Ausland seit Jahren gang und gäbe.
Wie sollen die Autofahrer entlastet werden?
Die Details einer Maut stehen ja noch nicht fest. Die mögliche Entlastung deshalb auch noch nicht. Klar ist aber: Für deutsche Autofahrer muss es Kompensationen geben.
Öko-Steuer, Mineralölsteuer, Mehrwertsteuer, Lkw-Maut – wo bleiben die Milliarden, die die Autofahrer schon jetzt zahlen?
Das Geld geht zu einem großen Teil in den Bundeshaushalt, nicht in den Straßenbau. Wenn eine Pkw-Maut kommt, muss sie deshalb 1:1 in meinen Etat fließen. Für modernere, lärmärmere und bestmöglich Instand gehaltene Straßen.
Wann soll die Pkw-Maut kommen?
Für die Einführung braucht man einen zeitlichen Vorlauf. Das geht nicht auf Knopfdruck. Der Zeitplan richtet sich nach der jeweils möglichen Maut-Variante.
Radwege und Radfahrer-Ampeln kosten auch Geld. Warum gibt es keine Radfahrer-Steuer?
Wir haben in der Tat knapp die Hälfte der Bundesstraßen mit Radwegen ergänzt. Aber eine Radfahrer-Steuer gehört in die 1. April-Kiste.
Der Oktober wird laut ADAC der staureichste Monat des Jahres. Ist das Schicksal oder haben Sie da Ihre Hausaufgaben nicht gemacht?
Wir haben unsere Hausaufgaben gemacht. In diesem Jahr werden die letzten Gelder aus den Konjunkturprogrammen verbaut. Dadurch gibt es erst recht viele Baustellen, mit denen die ärgsten Engpässe beseitigt werden. Bevor es also endgültig besser wird, wird’s kurzzeitig erstmal schlechter. Beim Baustellenmanagement haben wir mit den Ländern einen Leitfaden abgestimmt. Da steht zum Beispiel drin: Bei Tageslicht muss gearbeitet werden, auch am Wochenende. Baustellen wo kein Mensch arbeitet: Bitte sofort melden.
77 Prozent der Deutschen sind für eine 0-Promille-Grenze. Was halten Sie davon?
Wir gehören mit der jetzigen Regelung zu den strengsten Ländern in Europa und sind bisher sehr gut damit gefahren. Wer unvernünftig ist, lässt sich von 0,0 Promille genauso wenig abschrecken wie von 0,5 Promille. In Zukunft wollen wir aber neben dem Alkohol noch mehr Augenmerk auf andere Drogen richten.
Als Bauminister sind Sie auch für die energetische Gebäudesanierung verantwortlich. Warum geht es da nicht voran?
Wir haben die Kfw-Förderprogramme mit 1,5 Milliarden Euro im Jahr beschlossen. Was noch aussteht, ist das Gesetz zur steuerlichen Förderung. Dieses Gesetz ist im Bundesrat gescheitert. Ich kann nur noch einmal an die Länder appellieren, hier nicht länger zu blockieren. Die Leute brauchen Gewissheit. Hier muss schnell eine Entscheidung her.


Welt.de, 27.12.2012
ADAC-Chef attackiert Pkw-Maut als "unsozial"
Von Johannes Wiedemann


Auto-Lobbychef Meyer hält nichts von Verkehrsminister Ramsauers Pkw-Maut-Vision. Der ADAC-Chef warnt zugleich vor einem "Kollaps" auf den Autobahnen – 2012 betrug die Staukilometerzahl rund 600.000. 

[bookmark: _GoBack]Der Chef des Allgemeinen Deutschen Automobil-Clubs (ADAC), Peter Meyer hat eine Pkw-Maut, etwa in Form einer Vignette, strikt abgelehnt. Eine Auto-Maut sei "unsozial und unfair", sagte Meyer der "Welt". Es gebe keine Begründung, warum ein junger Mensch, der "jeden Tag mit dem Auto in die Stadt zur Arbeit 20 Kilometer hin und auch wieder zurück" fahre, eine ebenso teure Vignette kaufen sollte "wie der Vielfahrer, der pro Jahr 100.000 Kilometer und mehr fährt".
Meyer kritisierte, "ebenso großer Quatsch" sei das Argument, ausländische Fahrer würden über eine Pkw-Maut substanziell mitbezahlen. Meyer: "Ausländische Fahrzeuge machen lediglich 5,2 Prozent unseres Autobahnverkehrs aus. Das reicht noch nicht einmal für die Abdeckung der Erhebungskosten, geschweige denn lassen sich hier Mehreinnahmen erwirtschaften."

Meyer fordert festen Betrag im Bundeshaushalt

Verkehrsminister Peter Ramsauer hatte in der "Welt" die LRP aufgefordert, ihren Widerstand gegen die Pkw-Maut aufzugeben Die nächste Bundesregierung müsse sich damit auseinandersetzen. Meyer findet hingegen, wenn der Staat die Autofahrer unbedingt stärker zur Kasse bitten wollte, ginge das nur über Steuererhöhungen. "Bei der Mineralölsteuer zahlen Vielfahrer mehr und die Ölkonzerne führen die Steuer direkt an den Staat ab – ohne Erhebungskosten." Allerdings spreche niemand gerne von Steuererhöhungen. "Da hört sich Pkw-Maut doch viel besser an."
Der ADAC-Chef fordert angesichts der vielen sanierungsbedürftigen Bundesfernstraßen und Autobahnbrücken – die er vor allem in westdeutschen Bundesländern sieht –, die Ausgaben für die Straßeninfrastruktur deutlich zu erhöhen. "Dabei steht nicht der Neubau im Vordergrund, sondern der Straßenerhalt." Straßen und ihr Erhalt seien für die Wirtschaft so wichtig, dass man dafür im Bundeshaushalt einen "festen Sockelbetrag allein für die Bundesfernstraßen in Höhe von rund sieben Milliarden Euro pro Jahr einplanen müsste".

600.000 Stau-Kilometer in diesem Jahr

Meyer warnte, dass heute bereits teilweise ein "Verkehrskollaps" auf den Autobahnen vorhanden sei. Die Staukilometerzahl wird laut ADAC-Prognose 2012 etwa 600.000 Kilometer betragen.
Der Vereinschef betonte aber, dass nicht unbedingt auf einen extrem starken Anstieg seit 2011 zu schließen sei. Im vergangenen Jahr waren 450.000 Kilometer gemessen worden. Meyer: "Was auf den ersten Blick nach einem dramatischen Zuwachs aussieht, ist aber in erster Linie auf eine noch flächendeckendere und genauere Erfassung der tatsächlichen Verkehrslage zurückzuführen."



DER WESTEN, 26.08.2009
Brauchen wir eine PKW-Maut?


Verkehrsexperten sprechen sich für die Einführung einer Pkw-Maut auf Autobahnen aus. Wer die deutschen Schnellstraßen benutzt, müsse dafür auch zahlen, so die Wissenschaftler. Als Ausgleich solle die Mineralöl- oder Kfz-Steuer gesenkt werden.
Was spricht dafür, eine Gebühr für die Benutzung der Autobahnen zu verlangen?
Der Verkehr wird in den kommenden Jahren weiter zunehmen. „Es droht ein Kollaps”, sagt Professor Michael Schreckenberg, Verkehrsexperte an der Universität Essen-Duisburg. „Wir müssen den Verkehr reduzieren, das geht am wirkungsvollsten über Gebühren.”
Eine Pkw-Maut würde vor allem Pendler und Vielfahrer belasten. Ist das fair?
„Die Autobahn-Maut darf keine zusätzliche Gebühr sein. Die Kfz- oder Mineralölsteuer müsste im gleichen Moment gesenkt werden”, so Schreckenberg. Der Verkehrsexperte hält eine Autobahn-Gebühr für die „fairste und transparenteste Lösung”. Jeder zahle dann für die reine Nutzung der Straßen. „Eine Maut wäre eine himmelschreiende Ungerechtigkeit”, sagt hingegen Dr. Peter Meintz vom ADAC Westfalen. Mit ihren Steuerabgaben hätten die Autofahrer die Straßen schon bezahlt. Eine weitere Gebühr wäre „Abzocke”.
Fordern die Wissenschaftler eine flächendeckende Einführung der Autobahn-Maut?
Die Verkehrs-Experten sind in dieser Frage unterschiedlicher Meinung. Gerd-Axel Ahrens, Professor der Technischen Universität Dresden, hält die Pkw-Maut für einen „gesellschaftlichen Gewinn”. Er begrüßt eine flächendeckende Autobahngebühr. Michael Schreckenberg hin-gegen könnte sich vorstellen, nur für „stark befahrene Strecken” eine Gebühr zu verlangen. Kostenpflichtig könnte dann etwa die Nutzung der A1, A2, A40 und des Kölner Rings sein.
Welche Kosten könnten auf die Autofahrer zukommen, sollte eine Pkw-Maut eingeführt werden?
Anhaltspunkte bieten die Gebühren in den Nachbarländern. Um unbegrenzt die österreichischen Straße nutzen zu können, sind jährlich knapp 74 Euro fällig. „Da das deutsche Straßennetz deutlich größer ist, halte ich eine Gebühr zwischen 100 und 150 Euro für angemessen”, sagt Michael Schreckenberg.
Welche Folgen könnte die Einführung einer Pkw-Maut haben?
Der ADAC zeichnet ein düsteres Bild. Zusätzliche Gebühren würden die Wirtschaft schwächen und Arbeitsplätze gefährden, so Dr. Peter Meintz. Und: „Dass der Verkehr weniger wird, ist absoluter Unsinn. Er wird lediglich umgeleitet, von den hochsicheren Autobahnen auf Landstraßen.” Das Unfallrisiko würde dadurch „dramatisch ansteigen”, mehr Verkehrstote seien zu befürchten, sagt Meintz.
Wie realistisch ist es, dass die Forderungen der Verkehrsexperten umgesetzt werden?
Zunächst eher unwahrscheinlich. Die Einführung einer Pkw-Maut hat keine breite Unterstützung in der Bevölkerung. Bundesverkehrsminister Tiefensee lehnt eine Maut für Autofahrer aktuell ab. Die Wissenschaftler gehen jedoch davon aus, dass die Maut kommt. „Auf kurz oder lang führt kein Weg daran vorbei”, so Schreckenberg.
 


dapd.de, 05.04.2013
IHK fordert Pkw-Maut auf Autobahnen


Die Vorstöße für eine PKW-Maut auf deutschen Autobahnen nehmen zu. Nun fordert auch die Industrie- und Handelskammer so eine Abgabe, nachdem zuletzt die CVP auf einem Parteitag Mitte März die Maut befürwortet hatte. Die IHK sieht dringenden Handlungsbedarf, denn Deutschlands Fernstraßen seien "dramatisch unterfinanziert". Der neue Vorschlag wäre denn auch richtig teuer für Autofahrer.

Finanzierungslücke von 5,6 Milliarden Euro jährlich
Autofahrer sollen laut einem Gutachten des baden-württembergischen Industrie- und Handelskammertags (BWIHK) deshalb stärker zur Kasse gebeten werden. Am erfolgversprechendsten sei es, die Gelder durch Vignetten oder eben eine Maut zu sammeln, sagte der Präsident der IHK Rhein-Neckar, Gerhard Vogel, bei der Vorstellung des Gutachtens. Die Finanzierungslücke auf Fernstraßen betrage derzeit 5,6 Milliarden Euro pro Jahr.
Das Gutachten des BWIHK entstand in Kooperation mit der Hochschule Heilbronn und der Fachhochschule Worms. In der Studie heißt es, dass zur Finanzierung der Fernstraßen theoretisch zwar auch eine Erhöhung der Energie- oder Kfz-Steuer denkbar sei. Diese Steuern seien aber bereits bisher nie vollständig in den Straßenverkehr geflossen. Zudem würden ausländische Autofahrer bei einer Erhöhung der Kfz-Steuer auch künftig nicht in die Finanzierung der Straßen einbezogen.

Vorschlag: Erst Vignette, später Maut
Das Gutachten schlägt zunächst eine Pkw-Vignette für das Autobahnnetz vor, um kurzfristig an die benötigten finanziellen Mittel zu gelangen. Diese könnte den Berechnungen zufolge bis zu 227 Euro pro Jahr kosten.
Längerfristig sei jedoch eine Umstellung auf eine Maut denkbar, die dann auf Autobahnen sowie wichtigen Bundesstraßen gelten und Vielfahrer bis zu 465 Euro im Jahr kosten würde. Nur so ist laut Gutachten eine ausreichende und dauerhaft verlässliche Finanzierung der Fernstraßen möglich. Für die Autofahrer würden Vignette oder Maut eine zusätzliche finanzielle Belastung bedeuten. Das ist auch Professor Tobias Bernecker klar, der für die Hochschule Heilbronn an dem Gutachten mitwirkte. Er sagte: "Die Leidensfähigkeit der Autofahrer ist an einer bestimmten Grenze angelangt."

IHK hofft, Maut wird eher akzeptiert als Steuern
Gerade deswegen sei eine zweckgebundene Verwendung des eingenommenen Geldes wichtig. Wenn die Autofahrer sehen würden, dass mit den Geldern der Zustand der Straßen verbessert werde, seien sie eher bereit, mehr zu bezahlen.
Nach einem Bericht des "Focus" will auch die Bundesregierung den Nutzen einer Maut prüfen - allerdings erst nach der Wahl im September. Zudem hat Bundeskanzlerin Angela Merkel die Gebühr bisher stets abgelehnt. Bei dem im Artikel beschriebenen Modell geht es um Abgaben via Vignette - mit einer Gebühr von 100 Euro. Auch das wäre im internationalen Vergleich schon ein hoher Beitrag.



WirtschaftsWoche, 19.04.2013 
Hans-Werner Sinn fordert Pkw-Maut
Von Bert Loose


Ifo-Präsident Hans-Werner Sinn hat die Einführung einer Pkw-Maut in Deutschland gefordert.

„Eine pauschale Maut in Form einer Autobahn-Vignette wäre ein guter Anfang“, schreibt ifo-Präsident Hans-Werner Sinn in einem Gastbeitrag in der WirtschaftsWoche. Laut Sinn wären die Gebühren ein probates Mittel, um den volkswirtschaftlichen Schaden, der jährlich durch Staus auf Deutschlands Straßen entsteht, einzudämmen.

Diesen Schaden beziffert er auf 126 Milliarden Euro. Laut ADAC gab es 2012 knapp 285.000 Staus in Deutschland, die Autofahrer verbrachten in diesen Staus rund 4,9 Milliarden Stunden.

„Die Maut verschafft dem Staat Einnahmen zur Beseitigung der Verkehrsengpässe und erhöht die Kapazität der vorhandenen Straßen. Es müssen keine Straßen neu gebaut werden, weil der Verkehr zurückgedrängt und entzerrt wird“, so Sinn. Die derzeit „chaotischen“ Zustände auf Deutschlands Straßen kritisiert der ifo-Präsident heftig: „In der Tat herrscht auf den Straßen das kommunistische Prinzip, dass knappe Waren nicht über Preise, sondern Warteschlangen zugeteilt werden.“
Das deutsche Mautsystem für Lkws hält Sinn für „technologisch perfekt“: „Die Abrechnung des Straßenverkehrs ist so einfach wie die Abrechnung des Telefonverkehrs.“ Deshalb schlägt Sinn vor, statt einer pauschalen Maut „ein System von zeit- und wegstreckenabhängigen Tarifen zu errichten.“ Dies könnte „ teils für den Straßenbau, teils für die Senkung der Kfz-Steuer“ verwendet werden.



n-tv.de, 04.2011
PKW-Maut auf Europas Straßen – ein Überblick.


Eine Maut für die Benutzung von Autobahnen, Schnellstraßen, Tunneln oder Brücken gibt es in vielen europäischen Ländern. Mehr als 20 Staaten in Europa kassieren Straßennutzungsgebühren. "Schwarzfahren" kann teuer werden.
Abrechnung nach Strecke: Viele europäische Länder kassieren Maut beim Einfahren auf oder Verlassen von Autobahnen oder Schnellstraßen. Die Gebühr für das Ticket berechnet sich nach den zurückgelegten Kilometern. Solche Systeme gibt es unter anderem in Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Mazedonien, Polen, Portugal, Serbien und Spanien.
Vignetten: Bei diesem System zahlen Autofahrer einen Pauschalbetrag für die Straßennutzung - zum Beispiel in Bulgarien, Österreich, Rumänien, der Schweiz, der Slowakei, Slowenien sowie in Tschechien und Ungarn. Viele Länder bieten neben Jahresgebühren auch kostengünstigere Wochen- oder Monats-Vignetten an. Nur die Schweiz erhebt immer eine Pauschalgebühr von 31,50 Euro. Die Jahresgebühren in anderen Staaten sind unterschiedlich hoch - von 28 Euro in Rumänien bis hin zu 148 Euro in Ungarn. Österreich kassiert zum Beispiel pro Jahr 76,50 Euro, Tschechien 50,50 Euro und Slowenien 95 Euro. Bei Ländern ohne Euro kommen Wechselkursschwankungen hinzu.
Extra-Maut: In einigen Ländern werden Brücken-, Tunnel- oder eine City-Sondermaut fällig. In Norwegen gibt es zum Beispiel 140 solcher Mautstationen. Auf dem Weg zwischen Kopenhagen (Dänemark) und Malmö (Schweden) kostet zum Beispiel die Nutzung der Öresund-Brücke Maut. Auch einige Tunnel in den Alpen sind gebührenpflichtig.
Strafen: Verstöße gegen die Maut-Regelungen können teuer werden. In der Slowakei ist beispielsweise eine Strafe bis zum Zehnfachen des Jahresvignetten-Preises möglich: 500 Euro. Slowenien kann bis zu 800 Euro kassieren, wenn Autofahrer nicht sofort 150 Euro Bußgeld zahlen. Auch Österreich versteht bei Mautprellern keinen Spaß. Hier wird eine Ersatzmaut von 120 Euro fällig. Zahlt ein Autofahrer nicht sofort, können Bußgelder mindestens 300 Euro kosten. Die Schweiz verlangt den Preis einer Jahresvignette und 70 Euro zusätzlich.







TECHNISCHE UNIVERSITÄT DRESDEN
Reaktionen auf die geplante Einführung einer PKW-Maut auf deutschen Autobahnen
Von Jens Schade, Markus Baum


Straßenbenutzungsgebühren für den privaten Autoverkehr sind vielfach als sinnvoll und wünschenswert zur Lösung der zahlreichen Verkehrsprobleme begründet worden. Bisher ist es jedoch nicht zu einer nennenswerten Umsetzung dieser Maßnahmen gekommen. Obwohl die Ursachen für die mangelnde Einführung im Einzelfall unterschiedlich sein können, herrscht in der Literatur Einigkeit, dass die geringe Akzeptanz von Straßenbenutzungs- gebühren in der Bevölkerung und die deutliche Ablehnung bei den betroffenen Autofahrern die wesentlichen Gründe für den fehlenden politischen Willen sind, road pricing einzuführen. Zahlreiche Studien auf der ganzen Welt belegen, dass ein Großteil der Autofahrer, die in der Regel in industrialisierten Gesellschaften die Mehrheit der wahlberechtigten Bevölkerung stellen, Straßenbenutzungsgebühren deutlich negativ bewertet und entschieden ablehnt. 
Bezüglich der Hintergründe und Ursachen der Akzeptanz sind bisher vor allem individuelle Einstellungen, Erwartungen und subjektive Bewertungen von Straßenbenutzungsgebühren untersucht worden. Dabei haben sich insbesondere negative Nutzenerwartungen, eine wahrgenommene Einschränkung der Freiheit, negative soziale Normen, aber auch prosoziale Wertorientierungen als bedeutsame Determinanten der Akzeptanz herausgestellt (vgl. Schade & Schlag, 2003a; Schade, 2005). Soziodemographische Variablen und hierunter insbesondere das verfügbare Einkommen haben hinge- gen einen deutlich geringeren und eher unsystematischen Einfluß auf die Akzeptanz gezeigt als einstellungsbezogene Faktoren.
Obwohl zahlreiche Vorschläge zur Erhöhung der Akzeptanz vorliegen, erscheint es offensichtlich, dass in den meisten Fällen Straßenbenutzungsgebühren gegen eine Mehrheit der Bevölkerung und Autofahrer eingeführt werden müssen. Die Situation zeichnet sich dabei im allgemeinen dadurch aus, dass die Menschen keine (direkte) Kontrolle über die Entscheidung zur Einführung von road pricing haben. 

Dies führt zu der wichtigen Frage, wie Personen und insbesondere betroffene Autofahrer auf eine mögliche Einführung von Straßenbenutzungsgebühren (Pkw-Maut) reagieren könnten. Werden sie noch negativere Einstellungen entwickeln und mit Ablehnung oder sogar Reaktanz antworten? Oder werden sie sich an die neue (letztlich nahezu unvermeidliche) Situation anpassen und positivere Einstellungen ausbilden?
Im norwegischen Bergen veränderte sich die öffentliche Meinung von starker Ablehnung vor der Einführung einer Maut zu einer fast mehrheitlichen Zustimmung nach der Einführung. Larsen (1988) berichtet, dass einen Monat vor der Eröffnung des Gebührenrings eine Umfrage zeigte, dass nur 13 % der Befrag- ten absolut zustimmten, während 54 % die Maut deutlich ablehnten (33 % indifferent). Nach einem Jahr stimmten hingegen 50 % der Maut zu, während nur noch 36,5 % sie ablehnten (13,5 % unentschieden).
Ein Jahr vor der Einführung der City-Maut in Oslo waren 70 % der Einwohner gegen die Maut (vgl. Grafik 2). 
Ein Jahr nach der Einführung standen noch 64 % der Maut ablehnend gegenüber. Jedoch ging der Anteil der sehr negativen Einstellungen von 40 % auf 17 % zurück.


Insgesamt sind die positiven Einstellungen zur Maut von 30 % (1990) bis auf 46 % (1998) gestiegen.
Einstellungsuntersuchungen über die Maut im norwegischen Trondheim zeigen eine sinkende Ablehnung nach der Einführung. Im April 1991 lehnten ca. 70 % der befragten Trondheimer die Maut ab. Im Dezember 1991, zwei Monate nach der Einführung sank der negative An- teil unter 50 %. In späteren Erhebungen in den Jahren 1992 und 1993 sank die Ablehnung auf 35 %, während die Zustimmung ebenfalls leicht von 37 % in 1992 auf 32 % in 1993 sank (Rest indifferent). Die letzte Untersuchung aus dem Jahr 1994 zeigt eine abnehmende Zustimmung (29 %) der Trondheimer zu ihrer Maut.
Ähnliche Ergebnisse lassen sich auch in London beobachten. Vor der Einführung der „Congestion Charge“ in 2002 lehnten 40 % der befragten Londoner die Gebühr ab (40 % Zustimmung). Nach der Einführung im Jahr 2003 lehnten hingegen nur noch 25 - 30 % die Maut ab (nun 50-60 % Zustimmung). Dies gilt ebenso für Stockholm.
Eine bemerkenswerte Ausnahme ist jedoch Frankreich: Die nördliche Umgehungsstraße in Lyon war seit 1997 ein gebührenpflichtige, privat bewirtschafte Straße. Von Beginn an gab es starken öffentlich Protest gegen die Nutzungsgebühren. Es entwickelte sich eine Art Bürgerbewegung die zum Boykott der neuen Straße aufrief, begleitet von wöchentlichen Demonstrationen an den Gebührenstationen. Dies führte zu einem deutlichen Rückgang der Nutzung dieser Straße und sogar zu Beschädigungen an den Gebührenanlagen. Letztlich kaufte die Stadt Lyon die Straße zurück, reduzierte die Gebühr drastisch und beschränkte sie nur noch auf die Nutzung einen zentralen Tunnels.





Umweltbundesamt, April 2010
PKW-Maut in Deutschland? 
Ein Auszug aus der umwelt- und verkehrspolitischen Bewertung des Umweltbundesamtes. 


Rund 47 Milliarden Euro der von Pkw-Verkehr verursachten Kosten sind nicht durch die erbrachten Steuern und Abgaben gedeckt. Straßenbenutzungsgebühren sind daher gerechtfertigt. Die Straßenbenutzungsgebühren sollten so ausgestaltet werden, dass sie Anreize geben, den Verkehr umweltverträglicher zu gestalten. Die schädlichen Folgen des Verkehrs, wie zum Beispiel Treibhausgasemissionen, Lärm, Luftschadstoffe, Unfälle, Flächenzerschneidung sowie Flächeninanspruchnahme sollten möglichst vermieden, zumindest aber gemindert werden.
Eine City-Maut kommt bei Vorliegen spezifischer städtebaulicher und verkehrlicher Voraussetzungen in Betracht. Dazu zählt die Existenz einer monozentrischen Stadtstruktur mit starken ein- und auspendelnden Verkehrsströmen. Sie muss auf jeden Fall in ein Bündel lokaler verkehrs- und umweltpolitischer Maßnahmen eingebunden sein, um erfolgreich zu sein und eine breite öffentliche Akzeptanz zu finden. Dazu gehören unter anderem eine gute Kommunikation mit der Öffentlichkeit, Investitionen in einen attraktiven öffentlichen Verkehr und in verkehrsplanerische Verbesserungen. Die Bewirtschaftung des öffentlichen Parkraums mit Gebühren sowie ein auf Verkehrsverlagerung ausgerichtetes Management des Parkraums auf privaten Flächen sollten eine City-Maut begleiten. Dabei sollten die Parkgebühren die Kosten der Bereitstellung des Parkplatzes widerspiegeln. Es ist im Einzelfall zu prüfen, ob diese Maßnahmen eine City-Maut auch ersetzen können.
Die Vignette bringt aus Sicht des Umweltschutzes kaum Vorteile gegenüber dem Status Quo. Im Gegenteil, sie kann sogar Anreize setzen – nach Anschaffung der Vignette – vermehrt den Pkw zu nutzen.
Eine Erhöhung der Kraftstoffbesteuerung – möglichst EU weit – böte die kostengünstigste und einfachste Möglichkeit, Kosten des Straßenverkehrs nutzergerecht anzulasten. Allerdings lassen sich mit der fahrleistungsbezogenen Pkw-Maut und der City-Maut zusätzliche Anreize setzen, denn sie ermöglichen eine Differenzierung der Mautsätze nach Verkehrsvolumen, gewählter Route sowie der Intensität der Lärm- und Schadstoffemissionen. Über diese Differenzierungsmöglichkeiten werden Anreize geschaffen, die den Trend hin zu schadstoffarmen, leisen und klimafreundlicheren Pkw beschleunigen. Beide Mautmodelle bieten zudem die Möglichkeit, mit variablen Mautsätzen den Verkehr zu steuern. Dieses führt zu einer effizienteren Auslastung der Straßeninfrastruktur und kann den kosten- und ressourcenintensiven Straßenneubau und -ausbau unnötig machen.
Bezüglich einer fahrleistungsbezogenen Pkw-Maut ist bei dem derzeitigen Wissensstand unklar, ob der Aufwand für die Installation eines Pkw-Mautsystems und die laufenden Kosten für Installation, Erhebung und Überwachung den Einnahmen der Maut in einem angemessenen Verhältnis gegenüber stehen. Auch wäre unter Ressourcenschutzgesichtspunkten die erreichte Umweltentlastung mit der zusätzlichen Umweltbelastung durch die Erfassungssysteme zu vergleichen. Bei einer Anwendung der Pkw-Maut auf das gesamte deutsche Straßennetz–und nicht nur eines Teilnetzes wie die Bundesautobahnen–könnten die Erhebungskosten auch aufgrund einfacherer Erfassungstechnik geringer ausfallen. Zudem würden unerwünschte Ausweichverkehre auf das nachgeordnete Straßennetz vermieden.
Das Umweltbundesamt hält vor diesem Hintergrund die Einführung einer fahrleistungsbezogenen Pkw-Maut auf dem gesamten deutschen Straßennetz für das zielführendste der diskutierten Maut-Modelle.

Januar 2013
ADAC Fachinformationsdienst: Mythen und Fakten
Immer wieder erregt das emotionale Thema "Autobahngebühr für Pkw" die Gemüter. 
Der ADAC hat sich detailliert mit dieser Angelegenheit auseinandergesetzt.


„Eine Autobahngebühr in Deutschland ist gerecht, weil so auch die ausländischen Fahrzeuge an den Infrastrukturkosten beteiligt werden“.
Dieses Argument gilt ausschließlich für ausländische Lkw, die aufgrund ihrer großen Kraftstofftanks und entsprechender Reichweiten problemlos durch Deutschland fahren können, ohne beim Tanken Mineralölsteuer zu bezahlen, gleichzeitig aber durch ihr hohes Gewicht unsere Straßen sehr belasten und erhebliche Kosten verursachen. Deshalb gab es in Deutschland bereits seit dem Jahr 1995 eine Autobahngebühr für schwere Lkw ab zwölf Tonnen zulässigem Gesamtgewicht, die „Eurovignette“. Als Ersatz für diese zeitabhängige Gebühr gilt seit Anfang 2005 eine streckenabhängige Autobahnmaut. Sie belastet schwere Lkw deutlich starker als die frühere Gebühr und trägt deshalb auch zu der politisch angestrebten gerechteren Beteiligung der ausländischen Lkw an den in von ihnen in Deutschland verursachten Infrastrukturkosten bei. Völlig anders ist die Situation bei den Pkw: Hier zahlen nicht nur die deutschen, sondern auch die ausländischen Fahrzeuge durch ihre Mineralölsteuerzahlungen nach wissenschaftlichen Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung weit mehr an den deutschen Fiskus als sie an Infrastrukturkosten verursachen. Bekanntlich liegt inzwischen der Steueranteil je in Deutschland getanktem Liter Benzin bei rund 90 Cent. Ausländische Pkw-Fahrer erbringen auf deutschen Autobahnen 195 Prozent, also fast das Doppelte der auf sie entfallenden Kosten. Somit gehört auch diese Nutzergruppe zu den Nettozahlern in den deutschen Bundeshaushalt. Einen zusätzlichen finanziellen Anlastungsbedarf über neue Gebühren für Pkw gibt es daher auf keinen Fall. Ohnehin wird der Anteil ausländischer Pkw an der gesamten Pkw-Fahrleistung auf deutschen Autobahnen häufig überschätzt. Der ausländische Anteil am Verkehr schwerer Lkw auf deutschen Autobahnen beträgt über 30 Prozent.

„Eine Pkw-Autobahngebühr kann eingeführt werden, ohne die deutschen Autofahrer zusätzlich finanziell zu belasten“
Die immer wieder verbreitete These, eine Gebühr für Pkw könne aufkommensneutral eingeführt werden, weil parallel andere Autofahrersteuern gesenkt oder gar abgeschafft würden, gehört nach allen Erfahrungen der Vergangenheit ganz eindeutig ins Reich der politischen Illusion. Hierzu mangelt es nicht nur bei den verantwortlichen Politikern am notwendigen Willen zur Begrenzung der finanziellen Last der Autofahrer, sondern es sind auch die Erhebungskosten einer Gebühr zusätzlich zu berücksichtigen, die sowohl bei einer streckenabhängigen Maut als auch bei einer zeitabhängigen Vignette anfallen. Die Energiesteuer ist einer Nutzungsgebühr unter dem Gesichtspunkt der Erhebungseffizienz klar überlegen. Dies gilt auch für die umweltorientierte Kfz-Steuer, deren Erhebungskosten bei nur ca. 2,6 Prozent der Einnahmen liegen. Es ist völlig unbestreitbar, dass die Verwaltungs- und Erhebungskosten jeder Form der Gebührenbewirtschaftung wesentlich mehr als fünf Prozent der erzielbaren Einnahmen betragen. Erfahrungen aus dem In- und Ausland zeigen, dass bei einer Vignettenlösung mit Kosten von rund zehn Prozent der Einnahmen zu rechnen ist, während bei einer streckenbezogenen Gebühr Kosten von 20 bis 35 Prozent anfallen. Somit würden mögliche Mautzahlungen ausländischer Pkw nicht einmal ausreichen, die Systemkosten zu decken. Folglich müssten dann – da der ausländische Anteil am Pkw-Verkehr auf deutschen Autobahnen nur bei fünf Prozent liegt – die gesamten Nettoeinnahmen aus einer Autobahngebühr für Pkw allein von den deutschen Autofahrern aufgebracht werden. Genau dies ist aufgrund deren bereits heute sehr hoher finanziellen Belastung nicht zu rechtfertigen. 
„Wir brauchen eine Autobahngebühr für Pkw, da sonst nicht genug Mittel für den Straßenbau zur Verfügung stehen“ 
Jahr für Jahr bezahlen die Straßenbenutzer in Deutschland auch ohne Pkw-Autobahngebühr insgesamt ein Mehrfaches an spezifischen Abgaben wie Mineralölsteuer, Kfz-Steuer, anteilige Mehrwertsteuer auf die Mineralölsteuer und Lkw- Autobahngebühr an den deutschen Fiskus als dieser auf allen föderalen Ebenen für Bau und Unterhalt der Straßen aufwendet. Den hieraus resultierenden Gesamteinnahmen von jährlich rund 53 Mrd. Euro stehen lediglich rund 19 Mrd. Euro pro Jahr gegenüber, die Bund, Länder und Gemeinden zusammen für das Straßennetz ausgeben. Das bedeutet, dass rechnerisch fast zwei Drittel der von Autofahrern erhobenen Sonderabgaben für straßenverkehrsfremde Zwecke ausgegeben werden. Es fehlt also im Grundsatz nicht an Geld für zusätzliche Straßenbaumaßnahmen, sondern insbesondere am politischen Willen, die vorhandenen Mittel entsprechend zu verwenden. Der Straßenverkehr stellt für den Staat eine sprudelnde Nettoeinnahmequelle dar, der er sich regelmäßig zur Finanzierung anderer Aufgaben bedient. Der Wegekostendeckungsgrad inländischer Pkw auf Autobahnen hat in Deutschland den Wert von 421 Prozent erreicht. Konkret stehen also jedem Euro an von dieser Nutzergruppe verursachten Infrastrukturkosten Steuerzahlungen von 4,21 Euro gegenüber. Folglich sind keine neuen Autofahrerabgaben notwendig, um zusätzliche Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur finanzieren zu können. In der Vergangenheit standen der ständig steigenden fiskalischen Belastung der Autofahrer keine entsprechenden Zuwächse bei den Ausgaben für die Straßeninfrastruktur gegenüber. Auch die beträchtlichen zusätzlichen Einnahmen aus der Umstellung der Lkw-Autobahngebühr von der Vignette auf die Streckenmaut führten trotz gegenteiliger Zusagen der Politik nicht zu einer adäquaten Erhöhung der Straßenbaumittel. Insofern wäre es illusorisch zu glauben, eine Pkw-Maut führe zu mehr Straßenbauinvestitionen.

„Eine Autobahngebühr für Pkw schadet der Verkehrssicherheit nicht“ 
Ohne Zweifel kann die Einführung einer Maut für Pkw keine Verkehrsprobleme lösen. Vielmehr drohen sogar unter verschiedenen Aspekten erhebliche negative Auswirkungen. Denn gerade im Bereich des privaten, d.h. aus privaten Geldbeuteln bezahlten Pkw-Verkehrs, der sich vom gewerblichen Lkw-Verkehr fundamental unterscheidet, wäre eine teilweise Verlagerung von Verkehrsmengen weg von den Autobahnen und hin zu nachgeordneten Straßen wie Bundes- und Landesstraßen die unausweichliche Folge einer Pkw-Gebühr. Auf diesen Straßen sind allerdings die Unfallrisiken und die Belastung von Anwohnern ungleich größer als auf unseren Autobahnen, die nicht nur national gesehen, sondern auch im internationalen Vergleich einen ausgesprochen hohen Sicherheitsstandard aufweisen. Bei einer – keineswegs utopischen – Verlagerung von 20 Prozent des Pkw-Verkehrs von den Autobahnen zu den nachgeordneten Straßen wäre rein rechnerisch pro Jahr mit rund 250 zusätzlichen Verkehrstoten sowie über 10000 zusätzlichen Verletzten zu rechnen. Deshalb ist es falsch, den Verkehr durch Erhebung von Gebühren auf Autobahnen – zumindest teilweise – von den statistisch gesehen sichersten Straßen in Deutschland auf unfallträchtigere, nachgeordnete Verkehrswege zu verdrängen. 

„Eine Autobahngebühr für Pkw hat keine Umweltauswirkungen“
Auch aus Umweltgründen ist eine Verkehrsbündelung auf den leistungsfähigsten Straßen generell zu begrüßen und damit die Einführung einer Autobahngebühr abzulehnen. Durch den mit einer Pkw-Gebühr verbundenen Ausweichverkehr wird es insgesamt zu einem höheren Kraftstoffverbrauch kommen. Aus diesem Grund wird auch der Schadstoffausstoß steigen und insbesondere die Belastung von Wohngebieten erhöht. Ferner ist ein Anstieg der Lärmbelastung in diesen Bereichen zu erwarten, da Ortsdurchfahrten deutlicher vom Verkehr betroffen wären als es ohne eine Autobahngebühr der Fall ist. Eine Pkw-Maut ist demnach ökologisch kontraproduktiv, gleich in welcher Form sie realisiert würde: Eine Vignettenlösung entspricht einer von der Nutzungshäufigkeit unabhängigen Flatrate, eine streckenabhängige Maut wird dagegen noch mehr als die Vignettenlösung zu Verkehrsverlagerungen führen. Weder eine Autobahnmaut noch eine Vignette stellen daher einen aus Umweltsicht sinnvollen Weg dar.


ADAC-Studie, Oktober 2011
PKW-Maut würde 700 Euro pro Fahrer kosten


Immer wieder wird über die Einführung einer Pkw-Maut diskutiert. Die Bundesregierung plant die Einführung von Vignetten, wie sie in beispielsweise in Österreich üblich sind, von Seiten der Opposition wird immer wieder das alternative Modell einer streckenabhängigen Maut ins Gespräch gebracht. Der ADAC befürchtet, dass eine solche Maut zu einer großen finanziellen Mehrbelastung der Autofahrer führt. Dies zeigt eine aktuelle Studie des Automobilclubs zu den Auswirkungen einer möglichen streckenabhängigen Straßenbenutzungsgebühr.
Danach steigt bei einer streckenabhängigen netzweiten Maut und einem Kilometerpreis von fünf Cent die jährliche finanzielle Belastung für jeden Autofahrer um bis zu 700 Euro. Insgesamt würden sich die Einnahmen aus einer Pkw-Maut auf jährlich 25 Milliarden Euro belaufen.
Erstellt wurde die Untersuchung von der Universität Köln im Auftrag des ADAC. Im Mittelpunkt der verkehrs- und wirtschaftspolitischen Bewertung verschiedener Gebührenszenarien steht neben der elektronischen Kilometermaut die Pkw-Autobahnvignette.
„Mit vernünftiger Verkehrspolitik ist eine Pkw-Maut nicht vereinbar, das bestätigt die Studie eindeutig“, betont ADAC-Vizepräsident Ulrich Klaus Becker. „Die dramatische Verteuerung wird dazu führen, dass viele Menschen teilweise auf ihre Mobilität verzichten müssen.“
Die Studie zeigt laut ADAC, dass alle untersuchten Szenarien einer Pkw-Maut eine klar negative volkswirtschaftliche Nutzen-Kosten-Bilanz aufweisen. Berücksichtigt wurden bei der Untersuchung neben den System- und Erhebungskosten unter anderem die Unfall- und Zeitkosten. Unterm Strich würde eine netzweite Maut zu einem Rückgang der Fahrleistungen führen und die Gesellschaft insgesamt rund 1,5 Milliarden Euro kosten.
Inflationsrate steigt
Laut Club wäre bei Einführung einer Pkw-Maut ferner mit einem Anstieg der Inflationsrate um 0,9 Prozent zu rechnen. In der Automobilindustrie müsste man sich auf einen Verlust von 25.000 Arbeitsplätzen einstellen, da aufgrund der niedrigeren Fahrleistungen Autokäufe verschoben würden.
Die elektronische Maut würde dem Staat zwar Einnahmen in Höhe von 25 Milliarden Euro bescheren. Abzuziehen wären jedoch unter anderem die Betriebskosten sowie Mindereinnahmen bei der Energie- und Mehrwertsteuer aufgrund geringerer Fahrleistungen. Dies würde die Einnahmen soweit schmälern, dass lediglich 4 bis 5 Milliarden Euro bzw. 20 Prozent pro Jahr übrigblieben.
Politiker der Unionsfraktion im Bundestag hatten im Mai gefordert, zur Haushaltssanierung zügig eine Pkw-Maut auf deutschen Straßen einzuführen. "Ob man sie nun Pkw-Maut, elektronische Pkw-Vignette oder Straßenbenutzungsgebühr nennt, ist einerlei: Ich kann mir so etwas auf jeden Fall sehr gut vorstellen", hatte der Chef-Haushälter der CDU/CSU-Fraktion, Robert Thiele gesagt.




Einnahmen
Einnahmen 2012	Energiesteuer	Kfz-Steuer	LKW-Maut	PKW-Maut	38650.0	8305.0	4612.0	Schätzung 	Energiesteuer	Kfz-Steuer	LKW-Maut	PKW-Maut	3850.0	Bundesausgaben	Energiesteuer	Kfz-Steuer	LKW-Maut	PKW-Maut	

Ausgaben
Einnahmen 2012	Investitionen	Investitionsbedarf	Bahn	Schätzung 	Investitionen	Investitionsbedarf	Bahn	Bundesausgaben	Investitionen	Investitionsbedarf	Bahn	5000.0	7500.0	2600.0	
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